
fügigen Ausnahme abgesehen, immer zuviel im Auf­
maß angegeben hat, habe die Aufmaße in der Erwar­
tung geschätzt, daß sie richtig seien. Er war selbst 
daran interessiert, möglichst hohe Leistungen anzu­
geben, weil davon die Berechnung des Lohnes abhing. 
Im übrigen hat er selbst zugegeben, bewußt zuviel im 
Aufmaß angegeben zu haben, wenngleich er das damit 
motivierte, andere geleistete Arbeiten auf diese Weise 
untergebracht zu haben. Das Bezirksgericht hätte diese 
Aussage dem Angeklagten in der Hauptverhandlung 
Vorhalten müssen. Bei richtiger Sachaufklärung wäre 
daher die Feststellung möglich gewesen, daß Ma. be­
wußt überhöhte Aufmaße genommen hat. Auf alle 
Fälle hätte aber festgestellt werden können, daß er 
die von ihm gefertigten Aufmaße selbst für den Fall 
an M. abgeben wollte, daß sie zu hoch waren. Auch 
der Angeklagte M. hielt es für möglich, daß die Auf­
maße zu hoch waren. Trotzdem stellte er auf dieser 
Grundlage die Rechnungen aus; denn den in diesem 
Falle zuviel ausgezahlten Arbeitslohn erhielt er vom 
Braunkohlenwerk erstattet, und für ihn selbst ergab 
sich ein zusätzlicher Gewinn.

Die vom Bezirksgericht vorgenommene rechtliche 
Beurteilung ist ebenfalls zu beanstanden.

Soweit der Angeklagte Ma. wegen eines fahrlässigen 
Verstoßes gegen § 1 Abs. 1 Zif£. 2, Abs. 2 WStVO be­
straft worden ist, beruht die rechtliche Beurteilung 
— abgesehen von der bereits erörterten Fehlerhaftig­
keit bei der Feststellung der Schuldform — auf einer 
Verkennung des durch diese Strafbestimmung ge­
schützten Objekts. Mit § 1 WStVO wird die Planungs­
tätigkeit unseres Staates sowohl in bezug auf die Pro­
duktion und Zirkulation als auch auf die Konsumtion 
geschützt. Dieses Objekt müßte im vorliegenden Fall 
dadurch angegriffen sein, daß Investitionsmittel (Ge­
genstände, die wirtschaftlichen Leistungen zu dienen 
bestimmt sind) ihrem bestimmungsmäßigen Gebrauch 
entzogen worden sind. Da der bestimmungsmäßige Ge­
brauch von Investitionsmitteln in deren Verausgabung 
für das im Investitionsplan vorher bestimmt bezeich- 
nete Aufbauobjekt besteht, werden diese Mittel dem 
bestimmungsmäßigen Gebrauch entzogen, wenn sie für 
Leistungen, Lieferungen oder sonstige Zwecke ausge­
geben werden, die nicht das im Investitionsplan vor­
gesehene Bauobjekt betreffen. Das war aber nicht der 
Fall. Die Mittel sind innerhalb des vorgesehenen 
Zwecks verausgabt worden. Die überhöhten Aufmaße 
bewirkten daher keinen Angriff gegen die Wirtschafts­
planung, sondern gegen das Volkseigentum. Es geht 
nicht um planwidrige Verwendung von Investitions­
mitteln, sondern um eine erhöhte und in diesem Maße 
nicht gerechtfertigte Inanspruchnahme volkseigenen 
Geldes. Deshalb ist die Anwendung des § 1 WStVO 
fehlerhaft.

Das Bezirksgericht hätte prüfen müssen, ob Ma. einen 
Betrug zum Nachteil von gesellschaftlichem Eigentum 
begangen hat. Selbst für den Fall, daß er die Aufmaße 
nicht mit unbedingtem, sondern mit bedingtem Vor­
satz überhöht ausgeschrieben hat, kann er das nur 
getan haben, um sich und den anderen Arbeitern ohne 
Rechtsgrund einen erhöhten Lohn zukommen zu 
lassen. Dabei hat er gewußt, daß die Aufmaße den 
Rechnungen zugrunde gelegt und dann an das Braun­
kohlenwerk zu Händen des Verurteilten J. geschickt 
wurden. Wäre der in Rechnung gestellte Betrag in­
folge der Täuschung über den Umfang der erbrachten 
Leistungen von J. zur Zahlung freigegeben und aus­
gezahlt worden, dann wäre der Betrug vollendet ge­
wesen.

Ein Betrug liegt jedoch nicht vor, weil nach den 
Tatumständen erkennbar ist, daß J. die Aufmaße und 
Rechnungen nicht geprüft und die Freigabe zur Zah­
lung des Rechnungsbetrags selbst für den Fall ver­
fügt hat, daß er überhöht war. Die durch Ma. vorge­
nommene Täuschungshandlung war daher für die 
Vermögensverfügung nicht ursächlich. J. hat als In­
vestitionsverantwortlicher des Braunkohlenwerks kraft 
Gesetzes (VO vom 22. Dezember 1955, § 1 Abs. 1 [GBl. 
1956 I S. 83], in Verbindung mit § 52 Abs. 1 der AO 
zur Vorbereitung und Durchführung des Investitions­
planes und des Generalreparaturplanes sowie der 
Lizenzen vom 20. Januar 1956 [GBl.-Sonderdruck 
Nr. 150]) die Pflicht gehabt, die Vermögensinteressen

des Braunkohlenwerkes bei Durchführung von Investi­
tionsvorhaben wahrzunehmen. Dazu gehörte die ge­
setzliche Pflicht, die Aufmaße mit dem Baubetrieb ge­
meinsam durchzuführen (vgl. AO über die Rechnungs­
legung für Bauleistungen bei Investitionsvorhaben vom 
17. Februar 1955, Abschn. I Ziff. 1 [GBl. S. 145], und 
AO vom 1. Februar 1958, § 5 [GBl. S. 209]). Diese 
Pflicht hat der Verurteilte J. — wie das Bezirksgericht 
richtig festgestellt hat — vorsätzlich verletzt. Dadurch 
hat er zugleich dem Braunkohlenwerk einen Nachteil 
zugefügt, da im Ergebnis dieser Pflichtverletzung zu­
viel Geld an den Angeklagten M. ausgezahlt worden 
ist. Auch hierauf hat sich sein Vorsatz erstreckt. J. 
wußte, daß er die Beteiligung an den Massenberech­
nungen pflichtwidrig unterließ, daß er sich damit 
außerstande setzte, die Aufmaße und die Rechnungen 
zuverlässig prüfen zu können, und daß M. mindestens 
monatlich einmal Zusammenkünfte in einer Gaststätte 
organisierte und dabei die Zechen für J. und seinen 
Schachtmeister bezahlte. Unter diesen Umständen hat 
er damit gerechnet, daß die Aufmaße mitunter überhöht 
angegeben wurden. Auch für diesen Fall wollte er 
weiterhin an der Aufmessung nicht teilnehmen und 
die Rechnungen zur Zahlung freigeben. Soweit das 
Bezirksgericht ausgeführt hat, J. habe darauf vertraut, 
daß die Auf maße und die Rechnungen richtig seien, 
kann ihm daher nicht zugestimmt werden.

Im übrigen ist die rechtliche Beurteilung des straf­
baren Verhaltens des Verurteilten J. als Verstoß gegen 
§ 1 Abs. 1 Ziff. 2, Abs. 2 WStVO aus den in bezug 
auf den Angeklagten Ma. angeführten Gründen ver­
fehlt. Er hätte vielmehr wegen Untreue zum Nachteil 
gesellschaftlichen Eigentums (§§ 29, 30 StEG) verurteilt 
werden müssen. Wenn die rechtliche Beurteilung jetzt 
auch nicht mehr geändert werden kann, weil gegen 
die Verurteilung J.’s kein Rechtsmittel eingelegt ist und 
eine Erstreckung gern. § 294 StPO nicht vorgenommen 
werden kann, weil sie sich nicht zu dessen Gunsten 
auswirken würde, so hindert das nicht, für die Beur­
teilung des Verhaltens des Angeklagten Ma. von einer 
zutreffenden rechtlichen Beurteilung der Tat J.’s aus­
zugehen. Ma., der gemeinsam mit J. und anderen an 
den von .M. finanzierten regelmäßigen Zechereien be­
teiligt war und wußte, daß J. pflichtwidrig am Auf­
maß nicht mitwirkte und dennoch die auf der Grund­
lage der Aufmaße ausgestellten Rechnungen nicht be­
anstandete, wußte auch, daß dieser damit seine Pflich­
ten verletzte und dem Braunkohlenwerk einen Nach­
teil zufügte. Trotzdem fertigte er weiterhin unrichtige 
Aufmaße und ermöglichte J. damit die Begehung der 
Untreue. Ma. hätte daher wegen Beihilfe zur Untreue 
zum Nachteil gesellschaftlichen Eigentums verurteilt 
werden müssen, und zwar gemäß §§ 29, 30 StEG. An 
der rechtlichen Beurteilung als Beihilfe zur Untreue 
ändert auch der Umstand nichts, daß die Initiative von 
Ma. ausging, da Täter nur derjenige sein kann, der die 
Tatbestandsmerkmale eines Verbrechens erfüllt, also 
Ausführungshandlungen begeht. Das war nur bei J., 
nicht aber bei Ma. der Fall. Im übrigen stand Ma. in 
keinem im § 266 StGB beschriebenen Treueverhältnis 
zum Braunkohlenwerk. Auch aus diesem Grunde konnte 
er nicht Täter einer Untreue sein. Soweit der Ange­
klagte Ma. wegen eines vorsätzlichen Verstoßes gegen 
§ 1 Abs. 1 Ziff. 2, Abs. 2 WStVO verurteilt wurde, weil 
er Verladearbeiten, die nicht aus Investitionsmitteln 
bezahlt werden durften, auf Aufforderung des Verur­
teilten J. in die Aufmaße der Investitionsarbeiten 
hineingenommen hat, ist die rechtliche Beurteilung 
ebenfalls zu beanstanden. In diesem Falle sind tatsäch­
lich Investitionsmittel dem bestimmungsgemäßen Ge­
brauch entzogen worden. Da das aber nach der — fehler­
haften — Ansicht des Bezirksgerichts auch bei den 
falschen Aufmaßen der Fall war, hätte das Bezirks­
gericht auch die Unterbringung der Verladekosten als 
Investausgaben in die fortgesetzte Straftat des Ange­
klagten Ma. einbeziehen müssen. Die vom Bezirks­
gericht angenommene unterschiedliche Schuldform 
schließt das Vorliegen einer fortgesetzten Handlung 
nicht aus.

Vor allem aber hätte das Bezirksgericht erkennen 
müssen, daß das „Entziehen“ von Investitionsmitteln, 
also die Ausführungshandlung des § 1 Abs. 1 Ziff. 2 
WStVO, in der V e r a u s g a b u n g  von Investmitteln 
für Zwecke außerhalb des planmäßigen Investitions-
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